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Vorwort zur 2. Auflage

Gemeinnützige Vereine werden vom Steuerrecht privilegiert. Durch ihre die Allgemein-
heit fördernde Tätigkeit sind sie für deutschen Gemeinwesen mittlerweile unverzichtbar.
Der Staat fördert durch diese Privilegien das gemeinnützige Engagement, bestimmt im
Rahmen des steuerlichen Gemeinnützigkeitsrechts aber auch recht hohe Anforderungen
an die Vereine, deren Einhaltung die Finanzverwaltung i. d. R. im dreijährigen Turnus
prüft. Dieses Buch soll Vereine und deren Organe dabei unterstützen, diesen Anforde-
rungen gerecht zu werden.

Das steuerliche Gemeinnützigkeitsrecht unterliegt einem steten Wandel. In der zweiten
Auflage dieses Buches wurden die Änderungen der Gesetzgebung, insbesondere durch
das Ehrenamtsstärkungsgesetz vom 21.3.2013 und die Änderungen der Verwaltungsan-
weisungen, insbesondere die Neufassung des Anwendungserlass zur Abgabenordnung
(AEAO) berücksichtigt. Die Rechtsprechung hat seit der Vorauflage zu einer Vielzahl von
Detailthemen Stellung bezogen.

Häufiger als früher werden gemeinnützige Vereine vom Finanzamt im Rahmen einer
Betriebsprüfung geprüft. Für Vereine ist es deshalb wichtig, mit den einschlägigen steuer-
rechtlichen Regelungen vertraut zu sein und diese konsequent anzuwenden.

Das Buch befindet sich auf dem Rechtsstand Oktober 2015.

Köln, im November 2015
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1Zivilrechtliche Grundlagen

1.1 Vereinsbegriff

Art. 9 Abs. 1 GG garantiert die Vereinsfreiheit: Alle Deutschen haben das Recht, Verei-
ne und Gesellschaften zu gründen. Das BGB regelt in §§ 21 ff das Vereinsrecht. Dabei
definiert das BGB den Begriff „Verein“ nicht. Das Reichsgericht hat 1934 den Verein
definiert:

„Der Verein ist eine auf Dauer berechnete Verbindung einer größeren Anzahl von Per-
sonen zur Erreichung eines gemeinsamen Zwecks, die nach ihrer Satzung körperschaftlich
organisiert ist, einen Gesamtnamen führt und auf einen wechselnden Mitgliederbestand
angelegt ist.“1

Das BGB unterscheidet wirtschaftliche Vereine und nicht wirtschaftliche Vereine. Die
nicht wirtschaftlichen Vereine können als nicht rechtsfähiger Verein oder als rechtsfähiger
Verein organisiert sein (vgl. Abb. 1.1).

1.1.1 Wirtschaftlicher Verein

Ein Verein, dessen Zweck auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist, ist ein
wirtschaftlicher Verein i. S. d. § 22 BGB. Ein solcher wirtschaftlicher Verein kommt in
der Praxis äußerst selten vor. Dabei ist zu beachten, dass längst nicht jede wirtschaftliche
Betätigung eines Vereins dazu führt, dass er als wirtschaftlicher Verein i. S. d. § 22 BGB
gilt.

Beim wirtschaftlichen Verein steht die wirtschaftliche Betätigung im Vordergrund. Er
agiert wie ein anderes wirtschaftliches Unternehmen, etwa eine AG oder eine GmbH. Da
in den §§ 21 ff BGB Gläubigerschutzvorschriften – wie sie für andere Unternehmen gel-
ten – fehlen, macht § 22 BGB die Rechtsfähigkeit eines wirtschaftlichen Vereins von einer

1 RG v. 18.1.1943, RGZ 143, 212.

1© Springer Fachmedien Wiesbaden 2016
T. Brinkmeier, Vereinsbesteuerung, DOI 10.1007/978-3-658-08030-3_1
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Abb. 1.1 Vereinsbegriff

staatlichen Anerkennung abhängig. Diese staatliche Konzessionierung soll nur erfolgen,
wenn es für den Verein unzumutbar wäre, sich als AG, GmbH oder Genossenschaft zu
organisieren.2 § 22 BGB ist dabei als Ausnahmevorschrift konzipiert, die staatliche Ver-
leihung der Rechtsfähigkeit soll nicht die Regel sein. Für die Verleihung zuständig sind
die Bundesländer.

Beispiele für die in der Praxis seltenen wirtschaftlichen Vereine sind3:

� Rentenvereine,
� Wohnungsbauvereine,
� Sterbekassenvereine,
� Verein Kieler Hafenfest4,
� Einkaufskooperationen5,
� Funktaxizentralen,
� Abrechnungsstellen für Angehörige der Heilberufe,
� Spar- und Darlehensvereine.

2 BGH v. 29.9.1982 – I ZR 88/80, BGHZ 85, 89.
3 Bei den Beispielen handelt es sich um Einzelfallentscheidungen aus Rechtsprechung und Literatur.
Da die Rechtsprechung uneinheitlich ist und sich kaum objektive Abgrenzungskriterien aufstellen
lassen, ist jeweils eine kritische Einzelfallprüfung anzuraten.
4 Schleswig-Holsteinisches OLG v. 4.1.2001, DB 2001, 1609.
5 OLG Hamm v. 20.01.20001, DB 2000, 916.
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1.1.2 Nicht wirtschaftlicher Verein („Idealverein“)

Idealvereine sind Vereine, bei denen die wirtschaftliche Betätigung nicht im Vordergrund
steht. Die Abgrenzung zwischen einem wirtschaftlichen Verein i. S. d. § 22 BGB und ei-
nem nicht wirtschaftlichen Verein, der einer (unschädlichen) wirtschaftlichen Betätigung
nachgeht, ist mitunter schwierig. Die Rechtsprechung geht von einem wirtschaftlichen
Verein aus, wenn sich der Verein nach Satzung und tatsächlicher Praxis vorwiegend und
dauernd nach außen entgeltlich betätigt und dabei vermögenswerte Vorteile für den Verein
oder unmittelbar für die Mitglieder erstrebt.

I Praxishinweis Stellt die wirtschaftliche Betätigung eines Vereins – nach Sat-
zung und tatsächlicher Praxis – lediglich einen Nebenzweck dar, handelt es
sich um einen nicht wirtschaftlichen Verein („Nebenzweckprivileg“). Ein Ne-
benzweck wird angenommen, wenn der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb
untergeordnet ist und nur dazu dient, den ideellen Hauptzweck des Vereins
zu ermöglichen und ihm die hierfür erforderlichen finanziellen Mittel zu ver-
schaffen.

Wirtschaftlicher und nicht wirtschaftlicher Verein werden vom BGB unterschiedlich
behandelt:

der wirtschaftliche Verein erhält seine Rechtsfähigkeit durch staatliche Verleihung, der
nicht wirtschaftliche Verein erhält seine Rechtsfähigkeit mit Eintragung in das Vereinsre-
gister.

Beispiele für nicht wirtschaftliche Vereine, also Idealvereine, sind:

� Berufs- und Interessenverbände6,
� Arbeitgeberverbände7,
� Kassenärztliche Vereinigungen8,
� Haus- und Grundbesitzervereine9,
� Lohnsteuerhilfevereine.10

Die folgenden Ausführungen dieses Buches beschränken sich auf die nicht wirtschaft-
lichen Vereine, die Idealvereine.

6 OLG Stuttgart, Rpfl. 1970, 334.
7 RGZ 85, 256.
8 RGZ 83, 231, a.A. LG Bonn v. 1.7.1985, MDR 1986, 53.
9 BFH v. 4.10.1983 – VII R 168/82, BB 1984, 459.
10 OLG Celle v. 01.10.1975, NJW 1976, 197 (vgl. auch § 14 StBG).
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1.1.3 Nicht rechtsfähiger Verein

Der Idealverein kann als rechtsfähiger oder nicht rechtsfähiger Verein organisiert sein.
Ist ein Verein gegründet, aber nicht im Vereinsregister eingetragen, ist er nicht rechtsfä-
hig. Auf den nicht rechtsfähigen Verein finden grds. die §§ 705 ff BGB (Vorschriften über
die BGB-Gesellschaft) Anwendung. Der nicht rechtsfähige Verein ist keine Körperschaft,
sondern ein Personenzusammenschluss. Da der Verein keine eigene Rechtsfähigkeit be-
sitzt, sind die Vereinsmitglieder selbst in gesamthänderischer Verbundenheit Träger der
Rechte und Pflichten.

I Praxishinweis Obwohl nach § 54 BGB die Vorschriften der BGB-Gesellschaft
(§§ 705 ff BGB) auf den nicht rechtsfähigen Verein Anwendung finden, hat sich
in Rechtsprechung und Literatur die Auffassung durchgesetzt, dass auch auf
den nicht rechtsfähigen Verein weitgehend die Vorschriften des BGB für den
rechtsfähigen Verein anzuwenden sind.11

Wesensmerkmale des nicht rechtsfähigen Vereins sind:

� Träger der Rechte und Pflichten sind die Vereinsmitglieder und nicht der Verein selbst.
� Die Vereinsmitglieder haften persönlich als Gesamtschuldner.
� Der nicht rechtsfähige Verein hat kein Klagerecht,
� keine Grundbuchfähigkeit und
� keine Erbfähigkeit.

I Praxishinweis Das Steuerrecht unterscheidet nicht zwischen dem rechtsfähi-
gen und dem nicht rechtsfähigen Verein. Sowohl der nicht rechtsfähige Verein
als auch der rechtsfähige Verein können die Steuerbegünstigungen nach §§ 51ff
AO in Anspruch nehmen.

1.1.4 Rechtsfähiger Verein

Durch Eintragung ins Vereinsregister erlangt ein Verein Rechtsfähigkeit (§ 21 BGB). Der
rechtsfähige Verein ist selbst Träger von Rechten und Pflichten:

� vermögensrechtliche Rechtsfähigkeit (Erwerb und Übertragung von Eigentum),
� Recht, Geschäfte abzuschließen,
� Klagerecht,
� Grundbuchfähigkeit,
� Erbfähigkeit,
� Grundrechtsfähigkeit (Art 19 Abs. 3 GG).

11 Schauhoff, § 2, Rn. 204, BGH v. 6.10.1964 – VI ZR 176/63, BGHZ 42, 210 (215).
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Als juristische Person haftet der Verein mit seinem Vereinsvermögen. Die Vereinsmit-
glieder und der Vorstand haften grds. nicht persönlich.12

I Praxishinweis Bei der Entscheidung, ob der zu gründende Verein ein rechtsfä-
higer oder ein nicht rechtsfähiger Vereinwird, sollten Sie insbesondere folgende
Aspekte berücksichtigen:

� Beim rechtsfähigen Verein ist die Haftung grds. auf das Vereinsvermögen be-
schränkt. Die Mitglieder und der Vorstand haften grds. nicht persönlich.

� Soll der Verein von öffentlichen Stellen Zuschüsse oder andere Gelder emp-
fangen, ist nachdenZuschussrichtlinien imRegelfall Voraussetzung, dass der
Verein rechtsfähig ist.

1.2 Gründung des Vereins

Schon bei der Vereinsgründung sollten Sie daran denken, dass die Weichen für bestimm-
te Fragestellungen etwa „Soll der Verein gemeinnützig sein?“, frühzeitig gestellt werden
müssen. Das Bundesjustizministerium stellt auf seiner Internetpräsenz kostenlos einen
„Leitfaden zum Vereinsrecht“, eine Mustersatzung und weitere Arbeitshilfen zum down-
load bereit.13

1.2.1 Gründung des rechtsfähigen Vereins

Die Vereinsgründung kann in drei Stufen erfolgen: Vorgründungsgesellschaft – Vorver-
ein und eingetragener Verein. Eine Vorgründungsgesellschaft ist nicht notwendig. In der
Praxis werden sich die Gründer häufig mit Einigung über die Satzung gleich zu einem
Vorverein zusammenschließen. Die „Feststellung der Vereinssatzung“ ist der eigentliche
Gründungsakt.

1.2.1.1 Vorverein
Die Vereinsgründer haben zunächst eine Satzung zu erarbeiten.14 Die Einigung der Grün-
dungsmitglieder über den Satzungsentwurf stellt den Gründungsakt des (Vor-)Vereins dar.

Grundsätzlich ist es ausreichend, wennmindestens zwei Personen den Satzungsentwurf
beschließen. In der Praxis hat es sich jedoch als empfehlenswert erwiesen, dass mindes-
tens sieben Personen sich über den Satzungsentwurf einigen, da § 56 BGB vorsieht, dass
das Amtsgericht die Eintragung verweigern kann, wenn weniger als sieben Mitglieder
vorhanden sind.

12 Vgl. Abschn. 1.4 und 7.4.2.
13 Sie finden den „Leitfaden zur Vereinsrecht“ auf http://www.bmjv.de unter „Publikationen“.
14 Vgl. Abschn. 1.3.
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Die von den Vereinsgründern beschlossene Satzung stellt einen Vertrag dar.15 Um die-
sen Vertrag schließen zu können, müssen die Gründer das 18. Lebensjahr vollendet haben
(§§ 104 ff BGB). Minderjährige kommen als Gründer nur in Ausnahmefällen in Betracht,
wenn die Gründung für sie keinen rechtlichen Nachteil mit sich bringt und die gesetzli-
chen Vertreter zugestimmt haben (§ 107 BGB). Juristische Personen, insbesondere andere
rechtsfähige Vereine, können Gründer sein.

Mit Beschluss der Satzung ist der Vorverein entstanden. Zweck des Vorvereins ist es,
alles Notwendige zu unternehmen, damit der Verein in das Vereinsregister eingetragen
wird und damit die Rechtsfähigkeit erhält. Der Vorverein ist damit regelmäßig nur ein
Durchlaufstadium.

Der Vorstand vertritt den Vorverein und hat ihn zur Eintragung ins Vereinsregister an-
zumelden.

I Praxishinweis In diesemStadium stellt der Vorverein einen (noch) nicht rechts-
fähigen Verein dar. Handelt der Vorstand für den Vorverein, haftet er persön-
lich.16

1.2.1.2 Anmeldung zum Vereinsregister
Der Vorstand hat den Verein zur Eintragung ins Vereinsregister anzumelden. Die Anmel-
dung hat in öffentlich beglaubigter Form zu erfolgen.17 Der Anmeldung sind beizufügen:

� die Satzung in Urschrift und Abschrift,
� eine Abschrift der Urkunden über die Bestellung des Vorstands.

Die Satzung soll von mindestens sieben Mitgliedern unterzeichnet sein und die Angabe
des Tags der Errichtung enthalten.18

I Praxishinweis Der Notar beglaubigt lediglich die Unterschrift der Gründungs-
mitglieder, er prüft nicht den Inhalt der Urkunde.

Für die Eintragung ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk der Verein seinen
Sitz hat.19 Das Registergericht hat eine umfassende Befugnis zu prüfen, ob die Vorausset-
zungen der §§ 56 bis 59 BGB (Mindestmitgliederzahl, Mindesterfordernisse an die Ver-
einssatzung, Sollinhalt der Vereinssatzung, Anmeldungserfordernisse) erfüllt sind. Sind
diese Erfordernisse nicht erfüllt, hat das Amtsgericht die Anmeldung zurückzuweisen.20

15 Vertrag besonderer Art zwischen den Gründern, vgl. BGH v. 6.3.1967 – VII ZR 221/64, BGHZ
47, 179, Schauhoff, § 2 Rz. 7.
16 § 54 Satz 2 BGB.
17 § 77 BGB.
18 § 59 BGB.
19 § 55 BGB.
20 § 60 BGB.
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1.2.1.3 Eintragung ins Vereinsregister
Bei der Eintragung sind der Name und der Sitz des Vereins, der Tag der Errichtung der
Satzung, die Mitglieder des Vorstands und ihre Vertretungsmacht anzugeben.21 Mit der
Eintragung erhält der Name des Vereins den Zusatz „eingetragener Verein“.22 Die Abkür-
zung „e.V.“ ist zulässig. Die Rechtsfähigkeit erhält der Verein mit seiner Eintragung ins
Vereinsregister (konstitutive Wirkung der Eintragung).

I Praxishinweis Die Eintragung ins Vereinsregister ist gebührenpflichtig. Für ge-
meinnützige Vereine kommt ggf. eine Gebührenbefreiung in Betracht.

1.2.2 Gründung des nicht rechtsfähigen Vereins

Der nicht rechtsfähige Verein entsteht durch Einigung der Gründer über die Satzung. Da-
bei sind die gleichen Erfordernisse notwendig, die auch bei Gründung eines eingetragenen
Vereins vorliegen müssen (vgl. § 1 Rn. 8 ff), es erfolgt lediglich keine Anmeldung zum
Vereinsregister.

I Praxishinweis Der nicht rechtsfähige Verein kann bereits von zwei Mitgliedern
gegründet werden. Die gelegentlich in der Literatur vertreteneAuffassung, Ver-
eine mit sehr geringer Mitgliederzahl seien nicht als Vereine, sondern als BGB-
Gesellschaften zu beurteilen, ist falsch.

1.3 Satzung

§ 21 ff BGB regelt die Rechtsbeziehungen zwischen den Vereinsmitgliedern untereinan-
der und die Rechtsbeziehungen zwischen dem Verein und seinen Mitgliedern. Dabei ist
zu beachten, dass eine ganze Reihe der Vorschriften in den §§ 21 ff BGB dispositiv sind,
also abweichend geregelt werden können. Eine solche abweichende Regelung erfolgt re-
gelmäßig in der Vereinssatzung (Vereinsautonomie).

1.3.1 Notwendiger Inhalt der Satzung

DieMindesterfordernisse an die Vereinssatzung ergeben sich aus § 57 BGB:Die Satzung
muss

� den Zweck,
� den Namen und
� den Sitz des Vereins enthalten.

21 § 64 BGB.
22 § 65 BGB.
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Die Sollanforderungen nach § 58 BGB sind:

� Bestimmungen über den Eintritt und Austritt der Mitglieder,
� Bestimmungen darüber, ob und welche Beiträge von den Mitgliedern zu leisten sind,
� Bestimmungen über die Bildung des Vorstands,
� Bestimmungen über die Voraussetzungen, unter denen die Mitgliederversammlung zu

berufen ist, über die Form der Berufung und über die Beurkundung der Beschlüsse.

I Praxishinweis Das Amtsgericht prüft vor der Eintragung, ob diese Anforderun-
gen erfüllt sind. Fehlt eine Mindestangabe oder eine Sollangabe, hat das Amts-
gericht die Eintragung abzulehnen. Ist die Satzung trotzdem im Vereinsregister
eingetragen worden, ist zu unterscheiden:

� fehlt eine Mindesteintragung, kann der Verein auch noch später von Amts
wegen aus dem Vereinsregister gelöscht werden23,

� fehlt lediglich eine Sollangabe, kann eine bereits erfolgte Eintragung nicht
von Amts wegen gelöscht werden.

1.3.1.1 Vereinszweck
Nach dem Grundsatz der freien Zweckbestimmung kann jeder ideelle oder wirtschaft-
liche Zweck Vereinszweck sein. Einschränkungen ergeben sich aus §§ 124, 138 BGB,
wonach der Zweck nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung, Strafgesetze oder andere
gesetzliche Vorschriften oder gegen die guten Sitten verstoßen darf. Hat der Verein einen
wirtschaftlichen Zweck, ist er ein wirtschaftlicher Verein i. S. d. § 22 BGB, der nicht in
das Vereinsregister eingetragen werden kann.24

I Praxishinweis Strebt der Verein die Gemeinnützigkeit i. S. d. §§ 51 ff AO an, so
ist bereits bei der Formulierung des Vereinszwecks darauf zu achten, dass die
Anforderungen des Gemeinnützigkeitsrechts erfüllt werden (vgl. Abschn. 3.8).
Nach § 60 Abs. 1 AO sind die Satzungszwecke und die Art ihrer Verwirklichung
so genau zu bestimmen, dass eine Nachprüfung der satzungsmäßigen Voraus-
setzungen der Steuervergünstigungen aufgrund der Satzung möglich ist. § 60
Abs. 1 Satz 2 AO fordert, dass die in der Mustersatzung25 bezeichneten Festle-
gungen zwingend in der Satzung enthalten sein müssen.
Die Anforderungen des Steuerrechts gehen damit über die Anforderungen des
Vereinsrechts hinaus!

23 §§ 159, 142, 143 FGG.
24 Vgl. Abschn. 1.1.1.
25 Mustersatzung: Anlage 1 zu § 60 AO (vgl. auch Abschn. 3.8.1); Die Vorschrift des § 60
Abs. 1 Satz 2 AO ist auf alle nach dem 1.1.2008 gegründeten Vereine anzuwenden sowie auf Sat-
zungsänderungen bestehender Vereine, die nach dem 31.12.2008 wirksam werden (Art. 97 § 1f
Abs. 2 EGAO).
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Nach § 60 Abs. 1 AO müssen die Satzungszwecke und die Art ihrer Verwirklichung
so genau bestimmt sein, dass aufgrund der Satzung geprüft werden kann, ob die sat-
zungsmäßigen Voraussetzungen für die Steuerbefreiung gegeben sind (sog. formelle Sat-
zungsmäßigkeit). Diese gesetzlich geforderte Festschreibung der Satzungszwecke und
der Art ihrer Verwirklichung in der Satzung hat die Funktion eines Buchnachweises.26

Die zuständige Finanzbehörde soll in die Lage versetzt werden, schon anhand der Sat-
zung prüfen zu können, ob der Verein ausschließlich steuerbegünstigte Zwecke verfolgt.
Der formellen Satzungsmäßigkeit wird zwar genügt, wenn sich die satzungsmäßigen Vor-
aussetzungen für die Steuervergünstigungen aufgrund einer Auslegung aller Satzungs-
bestimmungen ergeben. Außerhalb der Satzung getroffene Vereinbarungen oder die Be-
zugnahme auf Regelungen in anderen Satzungen dürfen bei der Auslegung aber nicht
berücksichtigt werden, da § 60 Abs. 1 AO eine Prüfungsmöglichkeit „aufgrund der Sat-
zung“ fordert.27

I Praxishinweis Durch § 60 Abs. 1 Satz 2 AO ist die „Mustersatzung“28 gesetzlich
kodifiziert worden: Die Satzung eines gemeinnützigen Vereins muss die in der
Mustersatzung bezeichneten Festlegungen enthalten, soweit sie für den jewei-
ligen Verein im Einzelfall einschlägig sind.

1.3.1.2 Name
Der Verein kann seinen Namen frei wählen. Schranken ergeben sich durch die Grundsätze
der Namenswahrheit und Namensklarheit und das Gebot der Unterscheidungsfähigkeit
des Namens. Die zu § 12 BGB (Namensrecht), §§ 5, 15 MarkenG (früher: § 16 UWG)
und zum Firmenrecht entwickelten Grundsätze gelten für die Namenswahl eines Vereins
entsprechend.

Der Grundsatz der Namenswahrheit verlangt, dass der Vereinsname nicht über
Zweck, Bedeutung, Art, Alter und Größe im Rechtsverkehr täuschen darf.29 Nach dem
Gebot der Unterscheidungsfähigkeit soll sich der Name des Vereins von den Namen
der an demselben Ort oder in derselben Gemeinde bestehenden eingetragenen Vereine
deutlich unterscheiden.30

1.3.1.3 Sitz
Der Vereinssitz muss sich nach § 57 BGB zwingend aus der Satzung ergeben. Der sat-
zungsmäßige Vereinssitz kann innerhalb Deutschlands frei gewählt werden undmuss nicht
mit dem Verwaltungssitz des Vereins übereinstimmen.

26 BFH v. 26.02.1992 – I R 47/89, BFH/NV 1992, 695, BFH v. 13.08.1997 – I R 19/96, BStBl. II
1997, 794.
27 BFH v. 10.11.1998 – I R 95/97, BFH/NV 1999, 739.
28 Vgl. Fn. 25 und Abschn. 3.8.1.
29 OLG Hamm v. 26.7.1999, DB 1999, 2002.
30 § 57 Abs. 2 BGB.
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1.3.1.4 Eintritt und Austritt
Die Satzung soll Regelungen zum Eintritt und Austritt der Mitglieder enthalten (vgl. § 1
Rn. 21). Wie diese Regelungen zu fassen sind, schreibt das BGB nicht vor, aus § 39 BGB
ergibt sich nur das Austrittsrechts des Mitglieds. Die gesetzliche Vorschrift des § 38 BGB
zur Mitgliedschaft kann durch die Satzung abweichend geregelt werden.

1.3.1.5 Vereinsorgane (Vorstand, Mitgliederversammlung)
Die Satzung soll Bestimmungen über die Zusammensetzung des Vorstands (vgl. § 1
Rn. 23) und Bestimmungen über die Mitgliederversammlung (vgl. § 1 Rn. 22) enthalten.

1.3.1.6 Beitragspflicht
Die Satzung hat festzulegen, ob die Mitglieder Beiträge zahlen müssen. Die Entschei-
dung über die Höhe der Mitgliedsbeiträge kann durch die Satzung einem Vereinsorgan
(Mitgliederversammlung, Vorstand) übertragen werden.

Beispiel
„Die Mitgliederversammlung [Der Vorstand] stellt eine Beitragsordnung auf“.

1.3.2 Freiwilliger Satzungsinhalt

Neben den nach §§ 57, 58 BGB notwendigen Satzungsinhalten kann es, auf das jeweilige
Bedürfnis zugeschnitten, sinnvoll sein, weitere Regelungsinhalte in die Satzung aufzuneh-
men. Hier kommen in Betracht:

� von § 27 Abs. 1 BGB abweichende Regelung über die Bestellung des Vorstands,
� von §§ 27 Abs. 3, 28 Abs. 1 BGB abweichende Regelung über die Beschlussfassung

in einem aus mehreren Personen bestehenden Vorstands,
� von § 32 BGB abweichende Regelungen über die Mitgliederversammlung (z. B. Zu-

ständigkeit, Mehrheiten für die Beschlussfassung),
� von § 33 BGB abweichende Regelung über die Mehrheitserfordernisse bei einer Sat-

zungsänderung,
� Regelungen über zusätzliche Vereinsorgane (Beirat, erweiterter Vorstand, Vereinsge-

richt),
� Regelungen zur Wählbarkeit und Amtsdauer sowie zur Unvereinbarkeit von Ämtern,
� Formalien für die Einberufung und Leitung von Vereinsgremien und für die Beschluss-

fassung,
� Regelungen über den Ausschluss von Mitgliedern,
� Regelungen zur Gemeinnützigkeit (vgl. Kap. 3).

1.3.2.1 Rechte und Pflichten der Mitglieder
Der Eintritt von Mitgliedern kann in der Satzung frei geregelt werden. Dabei ist der Verein
frei, die Mitgliedschaft auf bestimmte Kriterien (Geschlecht, Alter, Beruf, etc.) einzu-
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schränken. Der Verein ist nicht verpflichtet Bewerber aufzunehmen, selbst dann nicht,
wenn die Bewerber die satzungsgemäßen Voraussetzungen erfüllen.31 Nur bei Vereinen,
die eine Monopolstellung besitzen (z. B. Dachverbände, Landessportverbände) kann sich
ein Aufnahmezwang ergeben.32 Das Austrittsrecht ist in § 39 BGB normiert.

Das Vereinsmitglied hat ein Mitverwaltungsrecht und ein Vorteilsrecht. Unter dem
Mitverwaltungsrecht versteht man das Recht des Mitglieds an der vereinsinternen Wil-
lensbildung teilzunehmen, z. B. das Recht zur Teilnahme an der Mitgliederversammlung.
Das Vorteilsrecht berechtigt das Vereinsmitglied die Einrichtungen des Vereins in An-
spruch zu nehmen.

Mitgliedschaftsrechte können grds. nur persönlich ausgeübt werden, die Mitgliedschaft
ist als höchstpersönliches Recht nicht übertragbar und nicht vererblich.33 Eine abwei-
chende Satzungsregelung ist allerdings möglich.

Das Mitglied hat eine Beitragspflicht. Die Satzung soll regeln, ob Mitgliedsbeiträge
zu entrichten sind. Die Entscheidung über die Höhe der Beiträge kann auch einem Ver-
einsorgan übertragen werden (vgl. § 1 Rn. 19).

1.3.2.2 Mitgliederversammlung
DieMitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Die Mitgliederversammlung be-
stellt und entlässt – soweit die Satzung nichts Abweichendes regelt – den Vorstand und
kann ihmWeisungen erteilen. Sie ist zuständig für die Vereinssatzung, den Vereinszweck,
Satzungsänderungen und den Auflösungsbeschluss. § 32 BGB gibt der Mitgliederver-
sammlung damit eine herausragende Stellung. Die Satzung kann jedoch von § 32 BGB
abweichende Regelungen treffen und den Einfluss der Mitgliederversammlung weitge-
hend zurückdrängen.34

Zuständig für die Einberufung der Mitgliederversammlung ist – vorbehaltlich einer an-
deren Satzungsregelung – der Vorstand. Die Satzung muss Vorschriften über die Formali-
en der Einberufung enthalten (Frist und Form, Ort und Zeit, Tagesordnung). Formverstöße
führen zur Anfechtbarkeit oder Nichtigkeit der Beschlüsse.

1.3.2.3 Vorstand
Der Vorstand vertritt den Verein als gesetzlicher Vertreter gerichtlich und außergerichtlich
(Vertretungsorgan) und er führt die Geschäfte des Vereins (Geschäftsführungsorgan).
Enthält die Satzung keine abweichenden Regelungen, so bestellt die Mitgliederversamm-
lung den Vorstand und bestimmt seine Zusammensetzung.35

Der Einzelvorstand vertritt den Verein – naturgemäß – allein. Hat der Verein einen
mehrgliedrigenVorstand, so wird er nach der herrschendenAuffassung durch dieMehrheit

31 BGH v. 29.6.1987 – II ZR 295/86, BGHZ 101, 193.
32 BGH v. 10.10.1984 – ZR II 91/84, BGHZ 93, 151, BGH v. 29.6.1987 – II ZR 295/86, BGHZ
101, 193.
33 § 38 BGB.
34 § 40 BGB.
35 §§ 32 Abs. 1, 40 BGB.
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der Vorstandsmitglieder vertreten.36 Die Satzung kann abweichende Regelungen, wie z. B.
eine Alleinvertretung durch ein Vorstandsmitglied vorsehen.

Der Vorstand hat das Recht und die Pflicht, die Geschäfte des Vereins zu führen. Für
die Tätigkeit des Vorstands gilt grds. das Auftragsrecht des BGB (§§ 664–670 BGB).
Damit erfolgt die Vorstandstätigkeit unentgeltlich. Davon abweichend kann die Mitglie-
derversammlung mit dem Vorstand einen Anstellungsvertrag abschließen. Aus dem Auf-
tragsverhältnis wird dann ein Dienstverhältnis, bei dem lohnsteuerliche und sozialversi-
cherungsrechtliche Konsequenzen zu bedenken sind (vgl. Abschn. 1.3.3 und 6.4).37

1.3.3 Satzungsgestaltung bei geplanten Zahlungen
an Vorstandsmitglieder

Strebt ein Verein die Gemeinnützigkeit an, sollte er bereits vor der Gründung darauf ach-
ten, dass die Satzung den Erfordernissen der §§ 51 ff AO genügt. Die in der Mustersatzung
enthaltenen und für den Verein einschlägigen Punkte sind zwingend in der Satzung zu re-
geln.38

In der Praxis ist die Zahlung von Auslagenersatz, Aufwandsersatz und Vergütungen an
Vorstandsmitglieder immer wieder problematisch39:

� Auslagenersatz: Auslagen sind Ausgaben, die im Namen und für Rechnung des Ver-
eins oder im eigenen Namen, aber für Rechnung des Vereins gemacht werden, und die
durch die Belange des Vereins bedingt, von diesem veranlasst oder gebilligt sind.

� Aufwendungsersatz liegt vor bei Ausgaben, die ein Mitglied im eigenen Namen und
auf eigene Rechnung getätigt hat, die aber durch seine Tätigkeit für den Verein ver-
anlasst sind (vgl. § 670 BGB). Eine Aufwendungsersatzpflicht tritt nur ein, wenn die
tatsächlichen Kosten nachgewiesen werden können.

� Vergütungen: Alle Zahlungen an einen Vereinsvorstand, die nicht im o. g. Sinne Auf-
wendungsersatz (d. h. Ersatz der nachgewiesenen tatsächlichen Aufwendungen) sind,
sind Vergütungen. Unter den Begriff Vergütungen fallen damit insbesondere:
– Zahlungen zum Ausgleich für die aufgewendete Zeit des Vorstandsmitglieds,
– pauschalierte Aufwandsentschädigungen.

Nach § 27 Abs. 3 Satz 2 BGB40 sind die Mitglieder des Vorstands unentgeltlich tätig.
Durch die Satzung kann etwas anderes bestimmt werden (§ 40 BGB). Enthält die Sat-
zung eines gemeinnützigen Vereins keine abweichende Bestimmung, darf ein Vorstands-

36 Schauhoff § 2 Rn. 125.
37 Zur Problematik von Vergütungen an Vorstandsmitgliedern bei gemeinnützigen Vereinen vgl. Ab-
schn. 1.3.3, 3.5.3.7 und 3.5.3.10.
38 Vgl. Fn. 25 und Abschn. 3.8.1.
39 Vgl. auch Kolbe, DStR 2009, 2465, Fischer, NWB 2015, 2602; siehe auch Abschn. 3.5.3.10.
40 § 27 Abs. 3 Satz 2 BGB ist ab dem 1.1.2015 anzuwenden.
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mitglied also keine Vergütung erhalten. Wird trotzdem eine Vergütung (z. B. pauschaler
Aufwandsersatz) geleistet, liegt damit ein Verstoß gegen § 27 Abs. 3 BGB vor und das
Finanzamt kann die Gemeinnützigkeit entziehen.

I Praxishinweis Möchte ein gemeinnütziger Verein demVorstandentwederAuf-
wendungen erstatten oder für die Tätigkeit eine Vergütung zukommen lassen,
so sollte vorab geprüft werden:

� Besteht ein Anspruch auf Aufwendungsersatz oder Vergütung? Grund-
sätzlich besteht kein Anspruch! Ein Anspruch besteht nur im Rahmen des
§ 670 BGB oder dann, wenn dies gesondert in der Satzung geregelt wurde.

� Besteht danach ein Anspruch auf Aufwendungsersatz, so sind die tatsächlich
entstandenen und nachgewiesenen Kosten zu erstatten. Aus dem Nachweis
muss sich ergeben, „warum“ die Kosten entstanden sind und „warum“ sie
notwendig waren. Je höher die Kosten sind, umso größer sollten die Anfor-
derungen an diesen Nachweis sein.

� Besteht ein Anspruch auf Vergütungen (z. B. pauschalierten Aufwendungs-
ersatz), so sind die einkommensteuerrechtlichen und sozialversicherungs-
rechtlichen Pflichten zu beachten: Lohnsteuer und Sozialabgaben sind ein-
zubehalten. Die Vergütung darf nicht überhöht sein.

Wird mit dem Vorstand eine Vergütung vereinbart, so muss diese angemessen sein.
Angemessen ist eine Vergütung, wenn sie für eine vergleichbare Tätigkeit üblicherweise
auch von einem nicht steuerbegünstigten Unternehmen gezahlt würde.

1.4 Haftung

1.4.1 Haftung des Vereins

Der eingetragene Verein als juristische Person haftet mit seinem gesamten Vereinsvermö-
gen. Er ist für den Schaden verantwortlich, den der Vorstand, ein Mitglied des Vorstands
oder ein anderer Vertreter (z. B. besonderer Vertreter nach § 30 BGB, leitender Angestell-
ter mit selbständiger verantwortlicher Stellung) durch Handlung einem Dritten zufügt.41

Die Haftung gilt für alle Handlungen, die im Privatrecht zum Schadensersatz verpflichten
(z. B. unerlaubte Handlung, Vertragsverletzung, Verschulden bei Vertragsschluss, Gefähr-
dungshaftung, etc.).

41 § 31 BGB.
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1.4.2 Haftung der Mitglieder

Die Mitglieder eines eingetragenen Vereins haften in ihrer Eigenschaft als Mitglied grund-
sätzlich nicht für Verbindlichkeiten des Vereins. Insbesondere ist ein „Durchgriff“ auf
die Mitglieder nicht möglich. Die allgemeinen zivilrechtlichen Haftungsregelungen (z. B.
Schadensersatzpflicht nach § 823 BGB) sind natürlich uneingeschränkt anzuwenden.

1.4.3 Haftung des Vorstands

Der Vorstand eines eingetragenen Vereins haftet – wie ein Vereinsmitglied – grundsätzlich
nur nach den allgemeinen zivilrechtlichen Regelungen (z. B. Schadensersatzpflicht nach
§ 823 BGB).42

Durch das zwischen Verein und Vorstandsmitglied begründete Auftragsverhältnis kann
ebenfalls eine Haftung begründet werden, wenn der Vorstand dieses Auftragsverhältnis
nicht gewissenhaft und sorgfältig erfüllt (§ 280 Abs. 1 BGB). Unter „schuldhafter Pflicht-
verletzung“ versteht man nicht nur vorsätzliches, sondern auch jede Form von fahrlässi-
gem Fehlverhalten.

Unentgeltlich tätige Vorstandsmitglieder und Vorstandsmitglieder, die für ihre Tätig-
keit nur eine jährliche Vergütung erhalten, die C 720,00 nicht übersteigt, haften dem
Verein nach § 31a Abs. 1 BGB für einen in Wahrnehmung der Vorstandspflichten ver-
ursachten Schaden nur, wenn Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

Daneben hat insbesondere die Haftung nach §§ 34, 69 AO Bedeutung.43 Danach haf-
tet ein – auch „nur“ ehrenamtlich tätiger – Vorstand unbeschränkt und persönlich, wenn
er vorsätzlich oder grob fahrlässig den steuerlichen Pflichten nicht nachgekommen ist.
Weitere Tatbestände, die zur Haftung eines Vorstands führen können, sind z. B. das Nich-
tabführen von Sozialversicherungsbeiträgen oder die verspätete Insolvenzanmeldung.

1.5 Beendigung des Vereins

Es ist zwischen der Auflösung des Vereins und der Abwicklung (Liquidation) zu unter-
scheiden.

1.5.1 Auflösung des Vereins

Als Auflösungsgründe kommen u. a. in Betracht:

� Auflösungsbeschluss nach § 41 BGB,
� Sitzverlegung ins Ausland,

42 Vgl. Abschn. 7.4.2.
43 Vgl. Abschn. 7.4.2.
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� Fusion des Vereins mit einem anderen Verein,
� Eintritt eines Ereignisses, das nach der Satzung zur Auflösung des Vereins führen soll

(Beispiel: Unterschreitung einer bestimmten Mitgliederzahl),
� Zeitablauf (§ 74 Abs. 2 BGB, in der Praxis selten).

1.5.2 Abwicklung des Vereins

1.5.2.1 Liquidation
Fällt das Vereinsvermögen nicht an den Fiskus, so muss eine Liquidation stattfinden.44 Die
Liquidation ist der Regelfall und findet statt, wenn der Verein sich durch Auflösungsbe-
schluss selbst auflöst (§ 41 BGB) oder bei Auflösung durch Zeitablauf (§ 74 Abs. 2 BGB).

Die Satzung bestimmt, an wen das Vereinsvermögen fällt. Bevor das Vermögen ausge-
kehrt werden darf, ist das „Sperrjahr“ des § 51 BGB abzuwarten. Enthält die Satzung keine
Bestimmung, an wen das Vereinsvermögen fällt, gilt § 45 Abs. 3 BGB: Das Vermögen
fällt, wenn der Verein nach der Satzung ausschließlich den Interessen seiner Mitglieder
diente, an die zur Zeit der Auflösung vorhandenen Mitglieder zu gleichen Teilen, andern-
falls an den Fiskus.

Die Liquidation erfolgt durch den Vorstand.45 Die Liquidatoren haben die laufenden
Geschäfte zu beenden, die Forderungen einzuziehen, das übrige Vermögen in Geld um-
zusetzen, die Gläubiger zu befriedigen und den Überschuss an den Anfallberechtigten
auszukehren.46 Der Verein gilt als solange fortbestehend, soweit der Zweck der Liquida-
tion es erfordert.

1.5.2.2 Vermögensübergang auf den Fiskus
Geht das Vermögen gem. § 45 Abs. 3 BGB auf den Fiskus über, hat er es in einer den
Zwecken des Vereins entsprechenden Weise zu verwenden.47
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2Rechnungslegungs- und Aufzeichnungspflichten

2.1 Rechnungslegungspflicht

Der Verein hat Informationspflichten gegenüber seinen Mitgliedern, gegenüber der Fi-
nanzverwaltung und – bei gemeinnützigen Vereinen – gegenüber dem Spender.

2.1.1 Grundlagen der Rechnungslegung

Gesetzliche Vorschriften, nach denen ein Verein rechnungslegungspflichtig ist, ergeben
sich aus dem BGB, dem HGB und den Steuergesetzen. Daneben kann die Satzung weiter-
gehende Regelungen zur Rechnungslegung enthalten.

I Praxishinweis Die Satzung kann den Verein stärkeren Rechnungslegungsvor-
schriften unterwerfen, als das Gesetz sie normalerweise vorsehen würde (z. B.
Pflicht zur Aufstellung eines Jahresabschlusses). Zwingende gesetzliche Vor-
schriften können durch eine abweichende Satzungsregelung aber nicht außer
Kraft gesetzt werden.

2.1.1.1 Buchführungspflicht nach BGB
Durch den Verweis in § 27 Abs. 3 BGB auf § 666 BGB (Auftragsrecht) wird der Vorstand
verpflichtet, „dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrichten zu geben, auf Verlangen
über den Stand des Geschäfts Auskunft zu erteilen und nach der Ausführung des Auftrags
Rechenschaft abzulegen“. Auf den Verein bezogen bedeutet dies, dass der Vorstand ge-
genüber der Mitgliederversammlung durch einen Tätigkeitsbericht und eine Rechnungsle-
gung seinen Rechenschaftspflichten nachkommenmuss. Das BGB enthält keine Regelung
darüber, wie oft der Vorstand dieser Pflicht nachkommen muss. Die Literatur interpretiert
diese Rechenschaftslegungspflicht als Pflicht zur periodischen Rechnungslegung.1

1 IDW RS HFA 14, Rn. 2.1.1.1., Hoppen in Schauhoff § 18 Rn. 2.
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